
Bundessozidlgerieht

— 44 RA 412/75 -

Zugestellt am
21. Nov° 4974

Reg.HauPt—
sckretär als
Urkunds-
beemter der
Geschäfts—:
stelle

I m N e m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

. ............. o ......... ...-on.... oooooooooooooooooooo ,

Kläger und Revisionsbeklegter‚

— Prozcßbcvollmächtigte:
................... _......... .-

g e g e n

0 ooooooooooooooooooo o ................................. ,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 14. Senat des Bundessoziälgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 24. Oktober 1974 durch den Vorsitzenden

Richter Dr. B u s s , die Richter H e y e r und

Dr. Z i m m e r und die ehrenamtlichen Richter

von B ü r c k und D e m_b o w s'k i für Recht

erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Lendessozialgerichts Rheinland—Pfalz von 5° April 1973

laufgehoben. Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen.
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Der Kläger begehrt Witterrente aus der Versicherung seiner

am 28. September 4965 verstorbenen Ehefrau. Streitig ist,
ob diese im Sinne des 5 43 Abs. 4 des Angestelltenversiche—

rungsgesetzes (AVG) den Unterhalt ihrer Familie überwiegend

bestritten hat.

Nach den von der Revigion nicht angegriffenen tatsächlichen

Feststellungen des Lan—dessozialgerichts (LSG) waren die

beiden Ehegatten seit 4955 als Handelsvertreter im Kfz.—Handcl

tätig. Ihr Einkommen aus dieser gemeinsamen Vertretertätig—

keit betrug im Jahre 4962 laut Steuerbescheid 46.062,— LH

und im folgenden Jahr 8.872,— DM. Der Kläger bezieht aus
eigener Versicherung von der Beklagten Rente wegen Erwerbs—

unfähigkeit (er leidet seit 4950 an multipler Sklerose).

Seine Rente betrug im Jahre 4962 monatlich 256,50 DMund im
Jahre 4963 monatlich 254,90 DM. Im Haushalt der Eheleute war

in den Jahren 4962 und 4965 eine Haushaltshilfe beschäftigt,

der für ihre Tätigkeit von täglich zwei Stunden monatlich

420,— IN gezahlt wurden. Mit den Eheleuten zusammen lebte

auch der Vater der Versicherten. der von seiner Pension

monatlich Zoo,- ua zur Haushaltsführung beisteuerte.

Der Kläger_beantragte (erst) im August 4974, ihm Witwer=
rente zu gewähren, was die Beklagte mit Bescheid vom
5. Januar 4972 ablehnt6, weil die verstorbene Versicherte

den Unterhalt ihrer Familie nicht überwiegend bestritten

habe. Das Sozialgericht (SG) verurteilte die Beklagte?zur
Rentengewährung ab September 4967; das LSG wies die Berufung_
der Beklagten zurück. Es ging davon aus, daß letzter wirt-

schaftlichcr Dauerzustü■d vor dem Tode der Versicherten die

Zeit vom 4. September 4962 bis 54. August 4965 gewesen sei.
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In dieser Zeit habe die Versicherte unter Berücksichtigung

der Geldleistungen und des Wertes ihrer Heushaltsarbeit

zum Unterhalt der nur aus den beiden Eheleuten bestehenden

Familie mehr als die Hälfte beigesteuert. Das ergebe sich

araus, daß die Einkünfte der Eheleute im maßgeblichen

Zeitraum aus dem gemeinsam betriebenen Handelsvertreter—

geschäft entgegen der Meinung der Beklagten nicht zu
halbieren, sondern entsprechend den von den Ehegatten für

das Geschäft erbrachten ■rbeitsleistungen anteilsmäßig

anzurechnen seien. Ba die Versicherte bis kurz vor ihrem
Tode im wesentlichen ganztags im gemeinsamen Vertreter—

geschäft gearbeitet habe, der Kläger dagegen auf Grund

seines Gesundheitszustandes günstigstenfalls nur noch

halbtags, sei ihm nur die Hälfte des 3nteils der Versicher—

ten, mithin ein Irittel des vom 4. September 1962 bis

34. August 4965 erzielten Gesamteinkommcns von 44.268,56 IN

(= 3. 56,— IM) als eigener Unterhaltsbeitrag zuzurechnen.

Unter diesen Umständen könne dahingcstellt bleiben, ob die

Beklagte den Jnteil des Klägers an der Haushaltsführung
mit 30 V.H. ridtig festgesetzt habe; denn jedenfalls liege

der Anteil des Klägers am Unterhalt auch dann unter zusätz—

licher Berücksichtigung seiner Rente mit insgesamt 7.553,—1H

noch unter demjenigen der Versicherten von 8.998,— LH.

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Beklagte,

unter Aufhebung der vorinstanzlichen Urteile

die Klage abzuvcisen.

Sie rügt eine Verletzung des S #5 AVG. Sie meint, die im

Zivilrecht geltenden Grundsätze für Eheleute, die eine
gemeinsame Aufgabe in Form einer Gesellschaft bürgerlichen

Rechts wahrnehmen, müßten auch bei der Berechnung der Unter—

haltsleistungen im Rahmen des 5 45 AVG Anwendung finden;
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das bedeute, daß die in gleichgeordneter Mitarbeit erzielten
Erträgnisse aus dem gemeinsam betriebenen Vertretergeschäft

mangels anderer Bestimmung nach 5'722 Abs. 4 des Bürgerlichen

Gesetzbuches (BGB) zu halbieren seien. Aber auch wenn man mit
dem LSG auf den Wert der jeweiligen Mitarbeit abstelle, recht—
fértige die beim Kläger festgestellte Berufsunfähigkeit (die

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit ist eine umgestellte Rente)

nicht den vom LSG gezogenen Schluß, der Kläger habe im Geschäft

nur noch halbtags arbeiten können. '

Der Kläger beantragt die Zurückweisung der Revision.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision des Klägers ist insofern begründet, als der

Rechtsstreit zu neuer Entscheidung_an das LSG zurückzuverweisen
ist.

Nach 5 43 Abs. 4 AVG erhält der Ehemann nach dem Tode seiner
versicherten Ehefrau Vituerrente‚ wenn die Verstorbene den

Unterhalt ihrer Familie überwiegend bestritten hat. Diese Vor—

schrift hat das LSG nicht fehlerfrei ausgelegt und angewandt;

Das LSG hat zwar zu Rechthls maßgeblichen wirtschaftlichen
Daucrzustand vor dem Tode der Ehefrau den Zeitraum vom
4. September 1962 bis 51. Lugust‘4963 zugrunde gelegt. Es ist
auch utreffend davon ausgegangen, daß die Familie, für die

Unterhalt zu leisten war, nur aus den beiden Eheleuten bestand
und der zu jener Zeit im Haushalt mitlebende Vater der Ver—

sicherten insoweit außer Betracht beleibe. Das LSG ist jedoch
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ohne ausreichende tatsächliche Feststellungen zu dem

Ergebnis gelangt, daß die verstorbene Ehefrau den Unter—

halt der Familie überwiegend bestritten habe.

Es ist offensichtlich außer Streit, daß das vom Kläger

und seiner Ehefrau erzielte Einkommen aus der gemeinsamen

Handelsvertretertätigkeit zur Bestreitung des Familien—

unterhalts verwendet werden ist. Das LSG meint, bei der

Ermittlung der jeveiligcn Unterhaltsanteile im Sinne des
5 45 AVG komme es insoveit nicht darauf an, wie die

Einkünfte aus
einem

von Ehegatten gemeinsam betriebenen

Geschäft nach gescllschaftsrechtliehen Gesichtspunkten

zu verteilen wären, sondern ausschließlich darauf, wer

von den Ehegatten die Einkünfte durch seinen Einsatz und

nach lrt und Umfang seiner Tätigkeit erzielt habe. Dieser

Auffassung vermag der Senat nicht zu folgen.

Unterhaltsmittel können als Unterhaltsanteile nur dem

zugerechnet werden, der sie dem Familienunterhalt zuge—

führt hat (von dem sie stammen). Es kommt.also auf-die

rechtliche Verfügungstfugnis über die Mittel an. Sind
diese durch den gemeinsamen Betrieb eines Geschäfts er—

wirtschaftet werden, dann muß geprüft werden, in welcher

Rechtsform das gemeinsame Geschäft betrieben wurde.

Denn davon kann abhängen, wer die Verfügungsbefugnis über

die Mittel erlangt hat, die dem Familienunterhalt zuge—

flossen sind. Ein Vergleich mit der Hausarbeit ist

hierbei nicht möglich, weil durch diese nicht Mittel

für den Esmilienunterhalt erwirtschaftet werden.

Eheleute können in der verschiedensten Form zur Erzielung

von Einkünften zusammenarbeiten. Nach den - allerdings

unzureichenden — Feststellungen des LSG hat es den An—

schein, als sei der Geschäftsbetrieb nach außen auf den

Namen beider Eheleute geführt worden. Wenn das zutrifft,
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könnte das Handelsgewerbe (5541, 84 des Handelsgesetzbuches

— HGB —) in Form einer OHG, wahrscheinlicher aber wohl in

Form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (55 4 HGB,
705 ff BGB), und zwar als sogenannte Außengesellschaft

betrieben werden sein. Lief dagegen das Geschäft nach außen

auf den Namen‚eines Ehegatten, dann können die geschäft—

lichen Eeziehungen der Iheleute wenigstens im Innenverhältnis

als gesellschaftliehe aufgefaßt werden (sogenannte Innen—

gesellschaf
, vgl. BGHZa, 249; 54, 497; 47, 165)„ Hierfür

wäre es nicht entscheidend, ob die Beteiligten sich dessen

bewußt wären. ‘

In_allen Fällen solcher gesellschaftsreehtlicher Beziehungen

ist es rechtlich nicht zulässig, die Gewinnanteile der
Eheleute, etwa ähnlich wie die Unterhaltsanteile bei der

Hausarbeit, bei der es auf die tatsächlich erbrachte

Leistung ankommt, nach dem Umfang der jeweiligen Mitarbeit

zu
verteilen. Es k0mmt vielmehr entscheidend darauf an,-ob

und gegebenenfalls welche A reden — sei es
ausdrücklich

oder sti■schweigend — hinsichtlich des gemeinsam betriebenen
VH5ndelsgeschäfts über die Gewinnverteilüng zwischen dem

Kläger und seiner Ehefrau bestanden haben. Erst dann läßt

sich beurteilen, ob etwa die Eheleute eine Aufteilung mit

uechselnden Prozentsätzen entsprechend Umfang und Erfolg

ihrer jeweiligen Mitarbeit gewollt haben, was wenig wahr-

sCheinlich ist, oder ob — wie es die Beklagte für richtig

hält — die erzielten Einkünfte zu halbieren sind (5 722 BGB).

Da es insoweit an ausreichenden tatsächlichen Feststellungen

des LSG fehlt und solche vom Revisionsgericht nicht getroffen
werden können, bleibt nur'übrig, das angefochtene Urteil auf-

zuheben und den Rechtsstreit zu neuer Entscheidung an das LSG
zurückzuverteisen (@ 470 Abs. 2 Satz 2 des Sozialgerichts—
gesetzes).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..7-

Bei seinem abschließenden Urteil wird das LSG auch

über die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden

haben.
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